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Die Herstellung gleicher Lebensverhältnisse in Ost-
und Westdeutschland ist Verfassungsauftrag. Zehn
Jahre nach der Wiedervereinigung wächst die
Ungeduld unter unseren Kolleginnen und Kollegen
in den neuen Bundesländern.

Immer drängender fragen sie: „Wann bekommen
wir für gleiche Arbeit gleiches Geld?“ 100 % Arbeit
und 86,5 % Lohn – dies finden sie als Hohn!

Die politisch Verantwortlichen verkürzen diese Frage
auf die Haushalts- und Kassenlage und auf ökonomi-
sche Daten. Der Verhandlungsführer der Länder, der
sächsische Finanzminister Professor Georg Milbradt
argumentiert mit ökonomischen Zahlen und Daten
und verkennt dabei die politische Dimension. Es geht
nach zehn Jahren nicht in erster Linie um das Geld,
sondern um das Selbstwertgefühl unserer
Kolleginnen und Kollegen in den neuen Ländern.

Nach 40 Jahren auf der falschen Seite der Mauer und
nach zehn Jahren der Wiedervereinigung wollen sie
endlich gleichbehandelte Bürgerinnen und Bürger in
unserer Bundesrepublik sein. Sie akzeptieren nicht
mehr, dass ihnen in einer Buchhaltermanier vorge-
rechnet wird, dass wegen einer besonderen Situation
in den neuen Ländern eine 86,5 %ige Bezahlung aus-
reichend sei.

Deshalb gingen sie am 12. April 2000 in Massen auf
die Straßen und protestierten vor dem sächsischen
Finanzministerium. Und dies zu Recht!

Die öffentlichen Arbeitgeber müssen erkennen, dass
sie der raschen Angleichung Ost an West hohe
Priorität einräumen müssen. Die Kolleginnen und
Kollegen in den neuen Bundesländern wollen keine
Sonntagsreden hören, keine leeren Versprechungen
von „Chefsachen“, sondern Taten sehen.
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� ach einem Protest-
marsch durch Dres-
den versammelten

sich mehr als 10 000 Be-
schäftigte des öffentlichen
Dienstes zur Protestkundge-
bung des DBB – Beamten-
bund und Tarifunion am
12. April 2000 vor dem Säch-
sischen Finanzministerium.
Die zentrale Forderung der
Beschäftigten ist die Anglei-
chung der Einkommensver-
hältnisse im öffentlichen
Dienst der neuen Bundes-
länder an das Westniveau.

Der stellvertretende DBB-
Bundesvorsitzende Heinz
Ossenkamp forderte in sei-
ner Protestrede, das Vorha-
ben, zehn Jahre nach dem
Fall der Mauer die Gräben
zu überwinden und die Ein-
heit Deutschlands zu vollen-
den, endlich auch auf den
öffentlichen Dienst anzu-
wenden. Die im Grundge-
setz festgeschriebene Ein-
heitlichkeit der Lebensver-
hältnisse herzustellen sei ein
klarer Auftrag an die Politik,
der auch für die Beschäftig-
ten des öffentlichen Diens-
tes zu gelten habe.

Der 1. Vorsitzende der DBB
Tarifunion Robert Dera kriti-
sierte, dass Bundesinnenmi-
nister Otto Schily als Ver-
handlungsführer der Tarif-
runde 2000 für den öffent-
lichen Dienst nicht einmal
einen Fahrplan für die Tarif-
angleichung vorgelegt habe
und wies die geplante An-
hebung der Einkommen um
einen sogenannten Infla-
tionsausgleich von 0,6 Pro-
zent entschieden zurück:
„Wir wollen keine Almosen,
wir wollen eine gerechte Be-
zahlung!“

Als Sprecher der DBB-Lan-
desbünde Ost wehrte sich
der Vorsitzende des DBB
Brandenburg, Heinz-Egon
Müller dagegen, dass die
Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes in Ost-
deutschland als Beschäftigte
zweiter Klasse abgestempelt
werden und forderte Taten
von den Politikern: „Ange-
fangen beim Bundeskanzler,
der bis heute hat nicht er-
kennen lassen, ob und wie
er den Osten wie verspro-
chen zur Chefsache ge-
macht hat, bis hin zu den
Landesparlamenten und

den Landesregierungen der
neuen Länder, die zwar im-
mer wieder mal das Thema
debattieren, Zahlenspiele-
reien betreiben, Hoffnungen
wecken und wieder dämp-
fen, sich aber vor konkreten
Aussagen drücken.“

An der Protestdemonstra-
tion nahmen rund 2 000
DSTG-Kolleginnen und Kol-
legen aus den neuen Bun-
desländern und Berlin teil.
Die starke DSTG-Mann-

und Frauenschaft wurde an-
geführt vom DSTG-Bundes-
vorsitzenden Dieter Ondra-
cek, den stellvertretenden
Bundesvorsitzenden Helmut
Overbeck und Joachim Ro-
the sowie den Landesvorsit-
zenden Wilfried Kohlhoff
(Mecklenburg-Vorpommern),
Hans-Holger Büchler (Bran-
denburg), Detlef Dames
(Berlin), Gunda Lämmer
(Thüringen) und Günter
Martini (Sachsen-Anhalt).

���������	
����	� 
	 ����
�	�

�������� 	
�� �
�� ������� ������

Stellte sich den Demonstranten in Dresden: der Sächsische
Finanzminister und Verhandlungsführer der Tarifgemein-

schaft deutscher Länder bei den Tarifverhandlungen für den
öffentlichen Dienst, Prof. Dr. Georg Milbradt (links daneben

Robert Dera – Vorsitzender der DBB Tarifunion,
rechts der stellv. DSTG-Bundesvorsitzende und Vorsitzende

der Tarifkommissionen von DSTG und DBB Tarifunion,
Kollege Helmut Overbeck)
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Die Tarifverhandlungen für die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes sind am 14. April 2000 auf den 5./6. Mai 2000
vertagt worden. Vom Verhandlungstisch in Stuttgart mel-
deten unsere Kollegen, dass es in der zweiten Runde keine
große Annäherung zwischen der DBB Tarifunion und den
öffentlichen Arbeitgebern gegeben hat. Die strittigsten
Punkte sind weiter die Zusatzversorgung und die Anglei-
chung Ost.

Dazu erklärte der Vorsitzende der DBB Tarifunion und Ver-
handlungsführer Robert Dera: „Die öffentlichen Arbeitgeber
wollen eine Gesamtlösung für die Zusatzversorgung – wir
auch! Sie halten Sofortmaßnahmen für erforderlich – wir auch!
Wenn es den Arbeitgebern jedoch damit ernst ist, beenden sie
das Manöver, die Stuttgarter Tarifverhandlungen mit dem
Thema Zusatzversorgung zu missbrauchen. Zu separaten Ver-
handlungen sind wir jederzeit bereit.“ Am Schluss einigte
man sich diesbezüglich auf die Einsetzung einer Arbeitsgrup-
pe bis zur nächsten Verhandlungsrunde.

Die DBB Tarifunion fordert für den öffentlichen Dienst u. a.
Einkommensverbesserungen von vier Prozent mit Wirkung
vom 1. April 2000, arbeitsplatzsichernde Maßnahmen sowie
die sofortige Angleichung der Einkommen und Arbeitsbe-
dingungen der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes in den
neuen Bundesländern an das Westniveau.

Unter Hinweis auf den Protest von über 10 000 Demonstranten
des öffentlichen Dienstes der jungen Bundesländer am
12. April in Dresden forderte die DBB Tarifunion die Anglei-
chung der Ost-Gehälter an das Westniveau zum Schwerpunkt
der Verhandlungen zu machen. Dagegen wehren sich die Ar-
beitgeber noch mit Händen und Füßen. Sie verweisen stur auf
die wirtschaftliche Entwicklung, die eine schnelle Anglei-
chung nicht zulasse.

Für die Deutsche Steuer-Gewerkschaft nahmen Karl-Heinz
Leverkus und Helmut Overbeck an der zweiten Verhand-
lungsrunde teil.

Mai 2000 51

� � � � � � � � � � � �� � � � � �  � �

Auftr.-Nr. 22328s:/3d/bub/ge_steh/umb_051.3d 15. 5. 2000 14:03 S. 51



� ffizienter Staat – unter
diesem Motto stand
eine dreitägige Ver-

anstaltung in Berlin, an der
zahlreiche Verwaltungsex-
perten, Wissenschaftler, Un-
ternehmensberater und Poli-
tiker teilnahmen. In ver-
schiedenen Foren wurden
Themen behandelt wie „Per-
sonalpolitik in privatisierten
öffentlichen Betrieben – Effi-
ziente Beschaffung – Neue
Beschaffungsmodelle – Kos-
ten- und Leistungsrechnung
– Elektronische Vergabe –
Alternative Finanzierungs-
modelle – TK und Netz-
dienstleistungen – Facility
Management“.

Höhepunkte waren die Rede
des Bundesfinanzministers
Hans Eichel zu Sparpoten-
zialen in einer effizienten
Verwaltung und die Rede
der Ministerin für das Cabi-
net Office, London, Dr. Mar-
jorie Mowlam über die Mo-
dernisierung der Verwal-
tung im Vereinigten König-
reich.

Im Rahmen einer Podiums-
diskussion mit dem Thema
„Verwaltungsreform – nur
um zu sparen?“ konnte
neben Vertretern von Poli-
tik und Wissenschaft
der DSTG-Bundesvorsitzen-
de Dieter Ondracek die An-
sicht der DSTG darlegen. Er
gab dabei folgendes State-
ment ab:
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Der Verhandlungsführer der DBB Tarifunion, Kollege Robert
Dera, machte vor der Presse in Stuttgart den Standpunkt der

DBB Tarifunion zur Frage der Zusatzversorgung und der
Forderung nach der Angleichung-Ost sehr deutlich

(2. v. l. Bundesinnenminister Schily, re. der stellv. DSTG-
Bundesvorsitzende und Vorsitzende der Tarifkommissionen
von DBB Tarifunion und DSTG, Kollege Helmut Overbeck)

„Sondierungsgespräch“ am Rande der zweiten Tarifrunde
in Stuttgart:

v. l. Robert Dera (DBB Tarifunion-Verhandlungsführer),
Helmut Overbeck (Vorsitzender der Tarifkommis-

sionen von DBB Tarifunion und DSTG) und Heinrich Aller
(Finanzminister des Landes Niedersachsen)
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Bundesfinanzminister Hans Eichel mit
DStG-Chef Dieter Ondracek

„Effizienter Staat –
Schlanker Staat – Verwal-
tungsreform – dies sind
Schlagworte, mit denen in
erster Linie die Politik der
Öffentlichkeit gegenüber
Aktivitäten vorweisen
und dokumentieren will,
dass man modern und
fortschrittlich denkt. Um
diese politischen Schlag-
worte zu verstärken und
zu untermauern, werden
externe Berater in die Ver-
waltungen geholt.

Sie werden diesen, mei-
nen ersten Worten schon
entnehmen können, dass
die Deutsche Steuer-Ge-
werkschaft aus der Erfah-

rung heraus diesen Be-
griffen skeptisch gegen-
über steht. Das Voranstel-
len dieser Schlagworte
suggeriert nämlich auch,
dass die Verwaltung bis-
her etwas versäumt oder
verschlafen hätte. Und
dies kann ich zumindest
für meinen Bereich wider-
legen. Die Steuerverwal-

tung war und ist eine le-
bendige Verwaltung. Sie
ist mit ihren Außendiens-
ten in den Betrieben und
sieht, was in der Wirt-
schaft gut und schlecht
läuft. Auch diese so ne-
benbei gewonnenen Er-
fahrungen werden schnell
zu Wünschen und Anre-
gungen der eigenen Mit-
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arbeiter, wenn sie denn
für gut empfunden wer-
den. Und so waren die
Wünsche und Anregun-
gen an die Organisatoren
der Steuerverwaltung
stets wesentlich höher, als
sie diese erfüllen konnten,
weil ihnen die Politik die
Ressourcen und mög-
lichen Finanzmittel nicht
oder nur sehr zögerlich
zur Verfügung gestellt
hat. Das neue Denken war
also nicht so sehr in der
Verwaltung, sondern eher
in der Politik angesagt.

Die Fragen

� Was kann man effizi-
enter machen?

� Was kann man preis-
werter organisieren?

� Wie können die ge-
setzlichen Aufgaben
wirkungsvoller umge-
setzt werden?’

richten sich daher in aller-
erster Linie an den Ge-
setzgeber. Und hier ist im
Bereich der Steuerverwal-
tung ein krasses Missver-
hältnis gegeben. Die poli-
tisch verantwortlichen Fi-
nanzminister überlegen
Personaleinsparungen und
vermehren gleichzeitig
die Aufgaben. Alle Steu-
ergesetze der letzten Jah-
re waren unter dem Strich
mit Mehrarbeit für die
Steuerverwaltung ver-
bunden. Die logischen
personalpolitischen Kon-
sequenzen wurden nicht
gezogen; eher ignoriert
man die Aufgabenmeh-
rung, versucht sie wegzu-

reden oder wenigstens
schön zu reden, um das
politische Ziel der Per-
sonalkostenreduzierung
durchzusetzen – koste es,
was es wolle! Und im Be-
reich der Steuerverwal-
tung kostet diese Art von
Politik tatsächlich mehr,
als die vermeintliche Kos-
teneinsparung durch Per-
sonalreduzierung bringt.

Warnungen aus der eige-
nen Verwaltung werden
nicht wahrgenommen,
weil sie politisch nicht op-
portun sind. Zur Bekräfti-
gung der eigenen Mei-
nung werden externe Be-
rater in die Finanzämter
geholt – und es ist wieder
eine Erfahrung, die den
Laien zum Staunen bringt,
dass diese Berater in aller
Regel in ihren Unter-
suchungen das Einspar-
potenzial erbringen, wel-
ches politisch gewünscht
war. Die praktikablen Vor-
schläge sind in der Regel
jene, die von den Verwal-
tungsorganisatoren schon
angedacht und aufgegrif-
fen waren und die nun in
die Berichte der externen
Berater mit eingeflossen
sind. Darüber hinausge-
hende Einsparpotenziale
sind in der Regel mit be-
stimmten Prämissen und
Annahmen verbunden,
die der Gesetzgeber zu-
nächst beschließen müss-
te, dies aber nicht oder
nicht zeitgerecht umsetzt.
Auszubaden haben das
Dilemma die Beschäftig-
ten, die mehr Aufgaben
zugewiesen bekommen,
die sie bürgerfreundlich

und am besten noch
schneller erledigen sollen.
Mehr als arbeiten kann
aber keiner und so bleibt
als einziger Ausweg, Ab-
striche an der Bearbei-
tungsqualität vorzuneh-
men. Dadurch geht aber
Geld verloren, das in den
öffentlichen Kassen wie-
derum fehlt und der Poli-
tik als Begründung für
die nächste Sparwelle
dient.

Den Personalstillstand
bzw. -abbau bei steigen-
den Aufgaben begründen
die Politiker auch gerne
mit dem Einsatz der neuen
Techniken. Aber auch hier
klaffen Anspruch und
Wirklichkeit auseinander.
Die Beschaffungsvorha-
ben für moderne Informa-
tionstechnik müssen aus
Haushaltsgründen über
Jahre gestreckt werden.
Die Softwareentwickler
können der Gesetzge-
bungswut nicht nachkom-
men. Das große Nadelöhr
ist in der Steuerverwal-
tung die Programmierung.
Die Verwaltung hilft sich,
indem sie bundeseinheit-
lich Programme entwi-
ckelt. Aber auch hier sind
die Ressourcen und Kapa-
zitäten begrenzt, so dass
die Entwicklung viel zu
lange dauert. Die be-
stehenden Programme
müssen im Jahresrhyth-
mus überarbeitet und an-
gepasst werden, weil der
Gesetzgeber laufend Än-
derungen im materiellen
Steuerrecht vornimmt. Die
Rechnerkapazitäten sind
an der Grenze angelangt.
Und dies hat nichts mit zu
wenig Effizienz zu tun –
im Gegenteil: externe Un-
tersuchungen von Re-
chenzentren haben erge-
ben, dass die Stabilität der
Systeme und die Auslas-
tung der Systeme im Spit-
zenbereich und über dem
Durchschnitt in der Privat-
wirtschaft liegt. Es liegt
auch hier nicht am Enga-
gement der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, son-
dern wieder an der Politik,
die Anspruch und Wirk-
lichkeit nicht in Überein-
stimmung bringt.“
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Der Landesvorsitzende der
Bayerischen Finanzgewerk-
schaft, Josef Bugiel, erhielt
im Rahmen einer Feierstun-
de vom Bayerischen Staats-
minister der Finanzen Pro-
fessor Dr. Kurt Faltlhauser
das Bundesverdienstkreuz
überreicht.

Bugiel wurde damit für seine
vielfältigen gewerkschaft-
lichen Tätigkeiten in der
Bayerischen Finanzgewerk-
schaft, im Bayerischen Be-
amtenbund und in der
DSTG geehrt.

Die DSTG gratuliert seinem
Bundesvorstandsmitglied Jo-
sef Bugiel zu dieser hohen
Auszeichnung.
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Werner Hagedorn, Ehren-
mitglied des DSTG-Bezirks-
verbandes Düsseldorf, ehe-
maliger DSTG-Bundesvor-
sitzender, ehemaliger DBB-
Bundesvorsitzender und
DBB-Ehrenvorsitzender ist
seit über 50 Jahren Mitglied
der DSTG. Aus diesem
Anlass überbrachte ihm
der DSTG-Bezirksvorsitzen-
de Düsseldorf, Hans-Werner
Kaldenhoff, die Ehrenur-
kunde und ein nahrhaftes
Präsent in seine Wupperta-
ler Wohnung.

Werner Hagedorn war von
jeher ein engagiertes DSTG-
Mitglied, so dass er vor sei-
nen Bundesämtern bereits
1961 bis 1979 als stellvertre-
tender Vorsitzender des Be-
zirksverbandes Düsseldorf
seine Kraft in den Dienst der
DSTG stellte.

Zu dieser 50-jährigen enga-
gierten Mitgliedschaft gra-
tuliert auch die DSTG-Bun-
desleitung herzlich.
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� m Rahmen der Reihe
von Treffen der DSTG-
Bundesleitung mit den

im Bundestag vertretenen
politischen Parteien konnte
mit dem SPD-Vorstandsmit-
glied und Parlamentari-
schen Staatssektretär beim
Bundesminister für Wirt-
schaft und Technologie,
Siegmar Mosdorf, diskutiert
werden.

Mosdorf führte das Ge-
spräch für den aus termin-
lichen Gründen verhinder-
ten SPD-Parteivorsitzenden
und Bundeskanzler Gerhard
Schröder.

Die DSTG-Bundesleitung
repräsentierten der Bundes-
vorsitzende Dieter Ondra-
cek, seine Stellvertreter
Anne Schauer, Manfred
Lehmann, Joachim Rothe,
Dr. Rainer Ullrich und Bun-
desgeschäftsführer Rafael
Zender.

Zu Beginn des Gesprächs
führte Mosdorf aus, sein Ziel
sei, eine moderne Wirtschaft
politisch zu gestalten. Die
Staatsverschuldung dürfe
wegen der Erdrosselung
und Einengung der Hand-
lungsspielräume nicht wei-
ter steigen. An den von On-
dracek vorgestellten DSTG-
Tätigkeitsfeldern zeigte sich
Mosdorf sehr interessiert.

Ondracek betonte die par-
teipolitische Neutralität der
Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft.

Neben der Tarifrunde 2000
standen naturgemäß die
Lage in den Finanzämtern
und die aktuelle Steuerpoli-
tik im Vordergrund. Zu der
in der Presse verbreiteten
Meldung, jeder dritte Steu-
erbescheid sei falsch, führte
DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek klarstellend aus, diese
Meldung dürfe nicht so ver-
standen werden, dass alle
unkorrekten Bescheide auf
Fehler der Finanzamtsbe-
schäftigten beruhen. Viel-
mehr seien die Bescheide

Große Steuerreform
als Motor für Beschäf-
tigung und Wachstum

oft objektiv falsch, weil die
Erklärungen unvollständig
waren und aus Zeitgründen
eine Sachaufklärung unter-
blieb.

Im Übrigen betonte Mosdorf
insbesondere die „Große
Steuerreform“ als Motor für
Wachstum und Beschäfti-
gung.

Bedauert wurde die schlep-
pende Fortentwicklung des
Projektes „FISCUS“, von
dem nach drei Jahren noch
nicht genug Ergebnisse
offenkundig seien. Die von
manchen Ländern vertrete-
ne Auffassung, das Projekt
wegen der steigenden Kos-
ten „sterben zu lassen“ stieß
auf Ablehnung, da ansons-
ten die bisherigen Aufwen-
dungen, die ein erhebliches
finanzielles Volumen aus-
machten, umsonst gewesen
seien. Die Fertigstellung
müsse beschleunigt werden.

Interessiert zeigte sich
Staatssekretär Mosdorf auch
am Projekt „ELSTER“.

Diskutiert wurde auch das
beim 14. Gewerkschaftstag
1999 in Lübeck verabschie-
dete DSTG-Grundsatzpro-
gramm.

Angesprochen wurde von
DSTG-Seite auch die unzu-
reichende Besteuerung von
Kapitaleinkünften und Spe-
kulationsgewinnen, wobei
Ondracek nochmals auf die
Notwendigkeit der Abschaf-
fung des § 30a AO, des so
genannten „Bankengeheim-
nisses“, hinwies, da dies nur
ein Ermittlungshindernis für
die Finanzämter sei.

Er führte des Weiteren aus,
dass der Einkommensteuer-
satz mindestens um 5 %
Punkte abgesenkt werden
könnte, wenn alle steuer-
pflichtigen Bürger steuer-
ehrlich seien.

Weiterer Diskussionspunkt
war die mögliche Abschaf-
fung der Kfz-Steuer und die
Integration in die Mineral-
ölsteuer. Die Kfz-Steuer wei-
se mittlerweile 42 verschie-
dene Tarife auf. Insbeson-
dere sei die Vollstreckung
bei den Kfz-Steuern arbeits-
intensiv und stehe außer
Verhältnis zu den einzutrei-
benden Steuern. Die Erhe-
bung könne dadurch ge-
sichert werden, dass bei An-
meldung des Kfz die erste
Steuer gleich bei der Zu-
lassungsstelle eingezogen
würde.

Interesse an der
Tätigkeit

der Betriebsprüfung

Starkes Interesse zeigte
Mosdorf auch an einer
intakten Betriebsprüfung.
DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek führte aus, dass man
zusätzlich zu den im Jahre
1999 eingesetzten rund
11 000 Betriebsprüfern, die
ein Mehrergebnis von an-
nähernd 25 Mrd. DM ge-
bracht haben, 5 000 weitere
Betriebsprüfer benötige.

Notwendig sei ein Prüfungs-
turnus bei den Großbetrie-
ben von höchstens vier Jah-
ren, bei Mittelbetrieben von
acht Jahren und bei den
Kleinbetrieben von 15 Jah-
ren.

Vor dem Hintergrund des
Abgangs von Betriebsprü-
fern wurde auch die Not-
wendigkeit der Verbesse-
rung der Besoldung und der
Wegstreckenentschädigung
angesprochen.

Weiteres Gesprächsthema
war die Unternehmensteu-
erreform, wobei der Bundes-
vorsitzende auf die Er-
schwernisse durch das Op-
tionsmodell hinwies. SPD-
Vorstandsmitglied Mosdorf
zeigte sich zuversichtlich,
dass pragmatische Lösun-
gen gefunden würden.

Was die unterschiedliche
Besteuerung von Körper-
schaften und Personenge-
sellschaften angehe, wies er
darauf hin, dass Personen-
unternehmen 400 000 DM
Gewinn erreichen müssten,
um den Durchschnittssteu-
ersatz der Körperschaften zu
erreichen. Dies seien nur bei
10 % bis 12 % der Personen-
unternehmen der Fall.

Positiv sei zu vermerken,
dass das Wachstum im Jahre
2000 mit 2,8 % bis 3 % fest-
zustellen sei, während die
Wachstumsrate vor dem Re-
gierungswechsel bei unter
2 % gelegen habe.

Mosdorf bedankte sich für
das fruchtbare Gespräch,
die in vielen Punkten sach-
liche Übereinstimmung, und
regte eine Fortsetzung des
Dialogs an.
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von links: Joachim Rothe, Dieter Ondracek,
Siegmar Mosdorf, Anne Schauer, Dr. Rainer Ullrich,

Manfred Lehmann, Rafael Zender
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� u einem sachlichen
Disput mit der Fi-
nanzministerin des

Landes Mecklenburg-Vor-
pommern Sigrid Keler kam
es im Rahmen der Sitzung
des DSTG-Bundesvorstan-
des am 3. April 2000 in
Schwerin.

Nicht nur der Bundesvor-
stand, sondern auch zahl-
reiche Vorsitzende von
Ortsverbänden und Amts-
trägern diskutierten mit der
Finanzministerin im An-
schluss an ein Referat über
die Lage der Steuerverwal-
tung in Mecklenburg-Vor-
pommern.

Sigrid Keler erinnerte an die
Aufbauleistung der Kolle-
ginnen und Kollegen in den
jungen Bundesländern.
Spontanität, Pioniergeist
und Improvisation seien das
Markenzeichen des Aufbau-
Ost gewesen.

Keler erinnerte daran, dass
seit 1990 880 Finanzanwär-
ter und 420 Steueranwärter
eingestellt worden seien –
allerdings mit einer gehöri-
gen Portion „saurem Essig“:
vielen sind nur befristete
Arbeitsverträge angeboten
worden, andere wurden
überhaupt nicht übernom-
men und dem Arbeitsmarkt
ausgesetzt.

Heftig war der Disput um
die Anpassung der Arbeits-
bedingungen in den jungen
Bundesländern an das West-
niveau. Dies wurde vom
Bundesvorsitzenden Dieter
Ondracek mit zwingenden
Argumenten gefordert.

Zehn Jahre deutsche Einheit
müssten endlich den not-
wendigen politischen Druck
erzeugen, endlich die Ar-
beitsbedingungen in Ost
und West anzupassen. Nur
so könne die soziale Gerech-
tigkeit in Ost und West her-
gestellt werden, ohne die
die innere Einheit nicht voll-
endet werden könne.

Die Finanzministerin ver-
wies auf die Haushaltslage.
Die volle Anpassung der
Arbeitsbedingungen würde
zum Stellenabbau führen.
Kollege Dieter Ondracek
wies auf den wachsenden
Unmut und Frust der Be-
schäftigten hin. Die Kolle-
ginnen und Kollegen wür-
den in der Solidarität der
Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft und des Deutschen
Beamtenbundes am 12. April
2000 in Dresden ihre Wut
über diese leistungshem-
mende und demotivierende
Diskriminierung sichtbar
machen, kündigte er an.

Hart in der Sache wurde mit
der Ministerin gerrungen;
fair und konstruktiv war das
Klima, in dem sich dieser
Disput vollzog.

Finanzministerin Sigrid Keler referierte über die Lage
der Steuerverwaltung in Mecklenburg-Vorpommern;

aufmerksamer Zuhörer:
der DSTG-Bundesvorsitzende Dieter Ondracek
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Die Vorsitzenden der Ortsverbände
im Landesverband Mecklenburg-Vorpommern

diskutierten mit der DSTG-Bundesleitung
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� m bekannten Harz-
Städtchen Wernigerode
feierte die DSTG Sach-

sen-Anhalt am 31. März
2000 ihren 10. Geburtstag.

Der DSTG-Landesvorsitzen-
de Günter Martini erinnerte
an den Aufbau des Landes-
verbandes. Bereits im Mai
1990 waren die beiden
Bezirksverbände, die den
damaligen DDR-Bezirken
Magdeburg und Halle zuge-
ordnet waren, der DSTG in
Saarbrücken beigetreten.

Unmittelbar nach Gründung
des Landes Sachsen-Anhalt
wurde aus den beiden Bezir-
ken ein DSTG-Landesver-
band. Viele Erinnerungen
wurden bei den Teilneh-
mern wach, Anekdotisches
und Ernstes, die Gründung
der Ortsverbände bei jedem
Finanzamt, die Einrichtung
einer Personalvertretung auf
allen Stufen – der Garant
eines demokratisch orga-
nisierten Verwaltungsauf-
baus.

Martini verwies auch an die
ersten Gefechte, die mit der
Verwaltung und dem Parla-
ment ausgefochten werden
mussten: die Übernahme in
das Beamtenverhältnis, die
tarifgerechte Eingruppie-
rung und die Übergangs-
ausbildung. Hart gerungen
worden sei um die Anerken-
nung der Vordienstzeiten,
letztlich mit einem beacht-
lichen Erfolg: im Tarif- und
Besoldungsrecht wurde an-
erkannt, dass die Tätigkeit
der Kolleginnen und Kolle-
gen in den jungen Bun-
desländern zu Zeiten der
ehemaligen DDR ein wich-
tiges Stück ihrer Biografie
war, dass sie dort – unter
schwersten Bedingungen –
ihre Pflicht getan und Leis-
tung erbracht haben.

Mit den Kolleginnen und
Kollegen in Sachsen-Anhalt
feierten DSTG-Chef Dieter
Ondracek, der stellvertre-
tende Bundesvorsitzende
Joachim Rothe, Bundesge-
schäftsführer Rafael Zender,
die „Aufbauhelfer aus
dem Westen“ Hans-Jürgen
Schnieber und Meinolf
Guntermann, der stellver-
tretende Vorsitzende des
Landesverbandes Nieder-
sachsen Jürgen Hüper sowie
Paul Courth.

Der Jubiläumsveranstaltung
voran ging eine Sitzung des
Landesvorstandes mit ak-
tuellen Themen: die DSTG
verhinderte, dass die Fi-
nanzämter in den Stellenab-
bau einbezogen wurden.
Weitere aktuelle Themen:
die Wegstreckenentschädi-
gung, die Einkommensrun-
de 2000 sowie die Anpas-
sung der Ostgehälter an das
Westniveau.
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� ach einem Urteil
des Bundesverwal-
tungsgerichts vom

2. März 2000 (BVerwG 2 C
1.99) dürfen Beamte nicht
zur Teilzeitbeschäftigung
mit verringerter Besoldung
gezwungen werden.

Das beklagte Land Hessen
hatte die Arbeitszeit des Klä-
gers bei seiner Einstellung
im Beamtenverhältnis auf
zunächst 80 % und nach Ab-
lauf von fünf Jahren auf 90 %
der regelmäßigen Arbeits-
zeit eines vergleichbaren
vollzeitbeschäftigten verbe-
amteten Kollegen festge-
setzt. Die unfreiwillige Teil-
zeitbeschäftigung, die mit
einer entsprechenden Ver-
ringerung des Gehaltes ein-
herging, waren Bedingung

für die Einstellung des Klä-
gers.

Nach Ansicht des Bun-
desverwaltungsgerichts ver-
kürze eine aufgezwungene
Teilzeitbeschäftigung mit
verringerten Bezügen den
verfassungsrechtlichen An-
spruch des Beamten auf
hauptberufliche Dienstleis-
tung gegen vollen amtsan-
gemessenen Lebensunter-
halt. Den verfassungsrecht-
lichen Vorgaben trage das
für die Länder maßgebliche
Bundesrecht Rechnung. Bei
bundesrechtskonformer, ins-
besondere verfassungskon-
former Auslegung des Hes-
sischen Beamtengesetzes
können auch bei einem Be-
werberüberhang Beamte in
Teilzeitbeschäftigung nur
eingestellt werden, wenn
ihnen die Möglichkeit zur
Wahl einer vollen Beschäfti-
gung bleibe.
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Die Personalratswahlen in Niedersachsen brachten einen ein-
drucksvollen Vertrauensbeweis für die Kandidatinnen und
Kandidaten der DSTG.

Im Bezirkspersonalrat gingen von acht Beamtensitzen sieben
an die DSTG. Von den zwei Angestelltensitzen entfiel einer
auf die DSTG.

Damit stellt die DSTG von den elf Sitzen im Bezirkspersonalrat
acht Sitze.

Von den insgesamt abgegebenen 10 932 Stimmen entfielen
auf die DSTG-Listen 7 553 Stimmen.

Bei der Wahl zum Hauptpersonalrat beim niedersächsischen
Finanzministerium gingen von den insgesamt 12 201 gültigen
Stimmen 7 960 Stimmen an die DSTG-Listen.

Von den insgesamt elf Sitzen im Hauptpersonalrat entfielen
auf die DSTG-Listen sieben Sitze.

Den HPR-Vorsitzenden und BPR-Vorsitzenden stellt die
DSTG.

Die DSTG-Bundesleitung gratuliert den Kolleginnen und Kol-
legen in Niedersachsen zu dem Wahlerfolg.
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� ei einem Antrittsbe-
such trafen DSTG-
Chef Dieter Ondra-

cek und Bundesgeschäfts-
führer Rafael Zender mit
der neuen Präsidentin des
Bundesfinanzhofs, Frau Dr.
Iris Ebling, zu einem Mei-
nungsaustausch im Bundes-
finanzhof in München zu-
sammen.

Frau Dr. Ebling, 1940 in Ber-
lin geboren, studierte Rechts-
wissenschaften an der Uni-
versität München. Nach den
beiden juristischen Staats-
prüfungen (1962 und 1966)
trat sie im Jahr 1966 in den
höheren Dienst der baye-
rischen Finanzverwaltung.
Ein Jahr später wurde sie
mit dem Thema „Der Sanie-
rungsgewinn im Steuer-
recht“ von der juristischen
Fakultät der Universität
Mainz zum doctor juris pro-
moviert. 1970 kam sie vom
Finanzamt München-Land
als wissenschaftliche Mit-
arbeiterin erstmals an den
Bundesfinanzhof, wechselte
anschließend in die baye-
rische Finanzgerichtsbarkeit
und war fortan Richterin am
Finanzgericht in München.
Im Jahre 1983 wurde sie

vom Richterwahlausschuss

zur Richterin am Bundes-
finanzhof gewählt.

Am obersten deutschen
Steuergericht war Dr. Iris
Ebling zunächst Mitglied in
dem für die Besteuerung
von Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung zu-
ständigen IX. Senat und
von Dezember 1990 an im
XI. Senat, der sich im we-
sentlichen mit der ertrag-
steuerlichen Behandlung von
Freiberuflern und Gewerbe-
treibenden befasst. Im Mai
1998 übernahm sie den Vor-
sitz in diesem Senat, den sie
auch als Präsidentin weiter-
leiten wird.

Anders als Vorgänger Pro-
fessor Dr. Klaus Offerhaus
kündigte Frau Dr. Ebling an,
sich nicht politisch äußern
zu wollen. DSTG-Chef Die-
ter Ondracek führte demge-
genüber aus, dass sich dies
in diesem Amt nicht vermei-
den lasse, da zwangsläufig
durch die Urteile „Steuer-
politik gemacht werde“.

Beeindruckt zeigte sich Frau
Dr. Ebling auch von der Ar-
beitsbelastung und Arbeits-
situation in den Finanzäm-
tern.
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BFH-Präsidentin Dr. Iris Ebling mit dem
DSTG-Bundesvorsitzenden Dieter Ondracek und

Bundesgeschäftsführer Rafael Zender
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DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek zeigte die Ursachen für
die Arbeitsverdichtung in
den Finanzämtern anhand
konkreter Beispiele aus den
jüngsten Gesetzesänderun-
gen auf.

Verdeutlicht wurde in der
Diskussion beispielsweise,
dass die Einrichtung von
„Info-Theken“ nicht unbe-
dingt bürgerfreundlich sei.
Der Steuerbürger wird auf-
grund der hinter ihm sicht-
bar Wartenden bei der Be-
handlung seiner Steuersa-
chen zur Eile gedrängt.

Beiderseitige Zustimmung
war bezüglich der BFH-
Novelle, die im Wesent-
lichen die Revision unter
Einfügung in die Finanzge-
richtsordnung neu regelt,
festzustellen.
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Am 20. März 2000 vollen-
dete der Bundesgeschäfts-
führer des Deutschen Be-
amtenbundes, Gerd Eßer,
sein 60. Lebensjahr.

Rund 200 Gäste – Freun-
de, berufliche Wegbeglei-
ter, Kolleginnen und Kol-
legen – waren Besucher ei-
nes Empfangs, zu dem
der DBB-Bundesvorsitzen-
de Erhard Geyer am
23. März 2000 in das Rhein-
hotel Dreesen in Bonn-
Bad Godesberg eingeladen
hatte.

Seit 1967 gehört Gerd Eßer
der Bundesgeschäftsstelle
des DBB an – zunächst als
Referent für Organisations-
und Satzungsfragen, später
als Justitiar und Abtei-

lungsleiter, seit 1987 als
Bundesgeschäftsführer.

Geyer würdigte Eßer als
einen zuverlässigen und

professionellen Berater der
Bundesleitung, als einen
Kollegen, der mit seinem
Rat „sehr viel dazu beige-
tragen hat, die Wegmarken
zu setzen“.

Eßer ist zugleich Sprecher
der Geschäftsführung des
Deutschen Beamtenwirt-
schaftsbundes, der Vermö-
gensholding des DBB. Sein
Kollege in der Geschäfts-
führung, Hans-Richard
Adenauer, würdigte das
„Unikat“ Gerd Eßer. Sein
Verhandlungsgeschick be-
ruhe auf einer gekonnten
Mischung von rheinischer
Flexibilität, forensischer
anwaltlicher Erfahrung und
preußischer Perfektion –
ein solides Fundament für
ein professionelles Mana-
gement.

Nicht zuletzt: Gerd Eßer
ist ein zuverlässiger Freund
der Deutschen Steuer-
Gewerkschaft. Nicht nur
deshalb wünscht ihm die
Redaktion: Ad multos an-
nos!

Erhard Geyer gratuliert
Gerd Eßer (li.)
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� ie Weichen für die
nächsten vier Jahre
stellte der Steuer-

Gewerkschaftstag des Lan-
desverbandes Rheinland-
Pfalz am 28. und 29. März
2000 in Trier.

In programmatischen Ent-
schließungen wurden die
Probleme offen- und Lö-
sungsvorschläge auf den
Tisch gelegt: zum Defizit im
Steuervollzug und zur ver-
fassungswidrigen Besteue-
rung.

Der Steuer-Gewerkschafts-
tag appelliert an die poli-
tisch Verantwortlichen: „Set-
zen Sie Ihre Steuerverwal-
tung personell so instand,
dass

� der Steuervollzug den
Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts ent-
spricht,

� das Gleichmaß der Be-
steuerung gewahrt,

� steuerunehrliches Verhal-
ten aufgedeckt,

� der Steueranspruch wirk-
sam durchgesetzt werden
kann und

� am Ende nicht der Ehr-
liche der Dumme ist.“

Außerdem wurde gefordert,
die Steuerschlupflöcher eu-
ropaweit zu schließen, die
Steuergesetzgebung mit den
Ländern im Hinblick auf
Personalausstattung und Or-
ganisation abzustimmen, den
Länderfinanzausgleich zu
modifizieren und endlich
eine durchgreifende Steuer-
vereinfachung zu realisie-
ren.

Nicht zuletzt forderte der
Steuer-Gewerkschaftstag die
Rückkehr zur wöchent-
lichen Arbeitszeit der Beam-
ten auf 38,5 Stunden, die
weitere Festsetzung der

Grundsteuerwerte durch die
Finanzämter sowie eine An-
hebung der Wegstrecken-
entschädigung – insbeson-
dere im Blick auf die steile
Bergfahrt der Benzinpreise.

Wiederwahl des
bisherigen Landesvor-
sitzenden Detlev Stoltz

Mit überwältigender Mehr-
heit wurde der bisherige
Landesvorsitzende, Kollege
Detlev Stoltz wiederge-
wählt: von 77 gültigen Stim-
men stimmten 73 mit „Ja“.
Ebenso mit überzeugenden
Mehrheiten wurden zu sei-
nen Stellvertretern gewählt
bzw. wiedergewählt: Wer-
ner Nägler, Günter Reins-
bach, Joachim Meltzer und
Irena Oska.

Glanzvoller Höhepunkt des
Gewerkschaftstages war die
öffentliche Kundgebung in
der Aula der Europäischen
Rechtsakademie. 200 Gäste
waren der Einladung der
Landesleitung gefolgt – die
Landtagsabgeordneten Dr.
Josef Peter Mertes (SPD),
Herbert Jullien (CDU) und
Werner Kuhn (F.D.P.), Fi-
nanzminister Gernot Mittler,

der in diesem Jahr Vor-
sitzender der Konferenz
der Landesfinanzminister
ist, DBB-Bundesvorsitzen-
der Erhard Geyer, Finanz-
präsident Helmut Janzen,
zahlreiche Vorsteher und
Personalratsvorsitzende so-
wie Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aus den Finanz-
ämtern in Trier und der
Umgebung. Nicht zuletzt:
DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek und der DSTG-Ehren-
vorsitzende Hermann Fre-
dersdorf.

Detlev Stoltz eröffnete die
Veranstaltung mit einem
Appell an Politik und Ver-
waltung, die bevorstehen-
den Reformen in der Verwal-

Forderung nach Mit-
sprache der Beteiligten

bei Reformen

tung nicht ohne Beteiligung
der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter anzugehen. Er
forderte, den Personalabbau
in den Finanzämtern zu
stoppen. Wenn in einigen
Jahren die starken Einstel-
lungsjahrgänge in den Ru-
hestand gingen, würden ei-
nige Finanzämter komplett

schließen müssen. Es müss-
ten gerade jetzt für junge
Leute Arbeitsplätze in der
Finanzverwaltung geschaf-
fen werden.

Für die Beamten forderte
Stoltz die Rückkehr zur
38,5-Stunden-Woche. Mit
Hinweis auf die jüngsten
Benzinpreiserhöhungen for-
derte er die Landesregie-
rung auf, auf eine Erhöhung
der Wegstreckenentschädi-
gung mit gleichzeitiger An-
hebung der steuerfrei blei-
benden Kilometerpauschale
hinzuwirken. „Die Grenze
dessen, was sich der Außen-
dienst in der Finanzverwal-
tung zumuten lässt, ist er-
reicht“.

Der Finanzminister des Lan-
des Rheinland-Pfalz, Gernot
Mittler, kündigte an, „die
Ressource ,Personal’ in den
Finanzämtern stärker zu
nutzen“. Die Budgetierung
sei ein effektives Mittel zur
Eigenverantwortlichkeit in
den Finanzämtern. Mittler
kritisierte das Optionsmo-
dell bei der Unternehmen-
steuerreform als verwal-
tungsaufwendig, kontrapro-
duktiv und streitanfällig.

Er würdigte die „Info-The-
ken“ als einen Beitrag zu
einer bürgernahen und
bürgerfreundlichen Verwal-
tung.

Steuervereinfachung – so
Mittler – werde es nicht
geben. Trotzdem verteidigte
er den Personalabbau in
Rheinland-Pfalz.

DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek zeigte nochmals die
bedenklichen Lücken in der
Umsetzung der Steuerge-
setze auf. Nicht nur die
Steuergesetze seien unge-
recht, sondern auch und ins-
besondere der Gesetzesvoll-
zug. Alle volkswirtschaft-
lichen Daten bewiesen: 100
Mrd. DM Steuerausfälle
durch die Steuerkriminalität
seien nicht nur eine realisti-
sche Schätzung, sondern
eine Mindestschätzung. Die
Steuerverwaltung könnte
einen Teil dieser Einbußen
kompensieren, wenn die
Politik sie dazu in die Lage
versetzen würde.
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von links: Erhard Geyer, Dieter Ondracek, Gernot Mittler,
Detlev Stoltz, Hermann Fredersdorf
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Auf dem 3. Gewerkschafts-
tag des Thüringer Beamten-
bundes wurde Andreas Wit-
schel (DSTG) erneut zum
Vorsitzenden des TBB ge-
wählt. Andreas Witschel er-
hielt einen überzeugenden
Vertrauensbeweis.

Die DSTG-Landesvorsitzen-
de Gunda Lämmer wurde
überraschend zur stellver-
tretenden Vorsitzenden ge-
wählt. Für die vier Stell-
vertreter waren acht Kan-
didaten nominiert. Gunda
Lämmer wurde im ersten
Wahlgang zur Stellvertreterin

gewählt, weil die anwesen-
den Delegiertinnenund Dele-
gierten eine starke Frau mit
im Vorstand haben wollten.

Ebenso überraschend wur-
de zur Schatzmeisterin die
DSTG-Kollegin Elisabeth
Wollschläger gewählt. Als
einer der drei Rechnungs-
prüfer wurde der DSTG-Kol-
lege Jörg Pfeffer benannt.

Die Delegierten des Thürin-
ger Beamtenbundes haben
damit deutlich bestätigt,
dass die DSTG viele enga-
gierte Kolleginnen und Kol-
legen vorzuweisen hat, die
sie sich auch für die Mit-
arbeit im TBB wünschen.

Die DSTG-Bundesleitung
gratuliert zum Wahlerfolg
und wünscht ein erfolgrei-
ches Wirken!
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StAR’in aus Brandenburg
(OFD Cottbus) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
Sachsen (OFD Chemnitz),
möglichst aus dem Bereich
der Dresdner Finanzämter.

StOS aus NRW (OFD Düs-
seldorf) sucht aus familiären
Gründen dringend Tausch-
partner/in aus Hessen (OFD
Frankfurt/Main – Finanzäm-
ter Alsfeld, Lauterbach, Ful-
da, Bad Hersfeld, Schwalm-
stadt, Marburg, Gießen).

StI’in aus Sachsen-Anhalt
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus dem Bereich der
OFD München oder OFD
Nürnberg.

StOI’in aus Schleswig-Hol-
stein (OFD Kiel) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Bre-
men oder aus dem Bereich
der OFD Hannover (FA Cux-
haven).

StS’in aus dem Bereich der
OFD Bremen sucht dringend

Tauschpartner/in aus den
Finanzämtern Vechta oder
Osnabrück (Niedersachsen).
StAI’in aus Hessen (OFD
Frankfurt) sucht Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (Bereich OFD Stutt-
gart) oder aus Bayern, Be-
reich OFD München.
StAI’in aus dem Bereich der
OFD Frankfurt sucht drin-
gend aus familiären Grün-
den Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Han-
nover.
StOS’in aus dem Bereich der
OFD Frankfurt sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Stutt-
gart.
StAf aus Hessen (OFD
Frankfurt/Main) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
Bayern (OFD München –
FÄer München oder Ebers-
berg).
StS’in aus Bayern (OFD
München) sucht aus fami-
liären Gründen Tauschpart-
ner/in aus Schleswig-Hol-
stein (OFD Kiel).
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Die ungarischen Steuergewerkschafter Dr. Zoltán Nagy und
Peter Michalkó mit dem DBB-Bundesvorsitzenden Erhard

Geyer, DBB-Bundesgeschäftsführer Gerd Eßer und UFE-Ge-
neralsekretär Paul Courth vor dem DBB-Haus in Bonn (v. l.n. r.)

Der Vorsitzende der ungarischen „Steuergewerkschaft
(ADOSZT)“, Peter Michalkó, und Vorstandsmitglied Dr. Zol-
tán Nagy waren vom 5. bis 7. April 2000 Gäste der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft und des Deutschen Beamtenbundes.
Die ungarische Steuergewerkschaft beabsichtigt, der Union
des Finanzpersonals in Europa (UFE), der europäischen Dach-
organisation der DSTG, im Rahmen der nächsten Komitee-
sitzung der UFE im September 2000 in Brüssel beizutreten.
Der Vorbereitung des Beitritts dienten die Gespräche mit UFE-
Präsident Dieter Ondracek und Generalsekretär Paul Courth
im DSTG-Haus in Bonn.

Am 6. April 2000 wurde die ungarische Delegation vom Präsi-
denten der Bundesfinanzakademie, Horst Vogelgesang, und
seinem Stellvertreter Dr. Jörg-Dietrich Kramer empfangen
und umfassend über die Aufgaben der Bundesfinanzakade-
mie informiert. Der Besuch wurde abgerundet durch einen Be-
such des Steuermuseums in der Bundesfinanzakademie. Am
Abend lud der DBB-Bundesvorsitzende Erhard Geyer in das
Bildungszentrum des DBB nach Thomasberg ein.
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